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Kündigung einer Mietwohnung aus wichtigem
Grund - Haltung und Zucht von Kleinvögeln in
einem Raum der Wohnung

E3 GE.

Ein wichtiger Grund zur außerordentlichen fristlosen
Kundigung voi, wenn ein Mieter seiner angernie-
Tete n Wohnung den Wohnzweck durch Haltung und
Zucht von 80 Kleinvogeln teilweise entzieht.

atz der Redak

AG ivienden, Urteil vom 5. Februar 2011 — 2E6/13

ZUR SACHE:
Die Beklagte mietete von der Klägerin mit Vertrag vom 24.06.2004
die Wohnung ab dem 01.07.2004 an.

In § 3 Abs. 1 des Mietvertrages findet sich ein Tierhaltungsverbot
für Katzen und Hunde. In der zum Bestandteil des Mietvertrages
gemachten Hausordnung finden sich unter Ziff. 4 Regelungen zum
Lärmschutz, wonach der Mieter zu jeder Tageszeit über das norma-
le Maß hinausgehende Geräusche, welche die Ruhe der Mitbewoh-
ner beeinträchtigen können, zu vermeiden hat, und Ziff. 13 die
Regelung, dass Treppenhäuser ... von Gegenständen jeglicher Art
frei bleiben müssen.

Die vertraglich vereinbarte monatliche Grundmiete für die VVoh-
nung beträgt 202,80 Euro. Hinzu kommen 127,00 Euro für Neben-
kosten und 10,00 Euro Gebühr für den Kabelanschluss, insgesamt

frei zu räumen. Eine weitere Ermahnung diesbezüglich erfolgte un-
ter Fristsetzung bis zum 22.11.2012 am 14.11.2012. Am 27.11.2012

Klägerin weitere Besichtigungen des Treppenhauses. Die am
und 22.03.2013 erfolgten dann nach dem bestrittenen Vortrag der

Schreiben vom 11.04.2013 und der erneuten Aufforderung, das
Treppenhaus von ihren Sachen frei zu räumen. Zugleich wurde für
den Fall einer Zuwiderhandlung die Kündigung des Mietverhältnis-
ses angedroht. Am 26.04.2013 wurden erneut Fotos im Treppen-
haus gemacht, die zu den Akten gereicht wurden.

Die Klägern hat die Beklagte schriftlich aufgefordert, eine Besichti-
gung ihrer Wohnung zu ermöglichen. Vier von der Klägerin vorge-
gebene Termine hat die Beklagte jedoch nicht wahrgenommen und
einen Zutritt der Klägerin nicht ermöglicht.

Mit Schreiben vom 28.05.2013 beschwerte sich die unter der Woh-
nung der Beklagten wohnende Mitmieterin XXX über Vogellärm im
Treppenhaus.

Mit Schreiben vom 13.06.2013 hat sich die gesamte übrige Hausge-
meinschaft über das Verhalten der Beklagten beschwert und insbe-
sondere über den aus der Wohnung dringenden Gestank, über
Vogellärm sowie über die im Treppenhaus abgestellten Sachen.

Daraufhin hat die Klägerin die Beklagte mit Schreiben vom
03.07.2013 erneut hinsichtlich der im Treppenhaus abgestellten Ge-
genstände unter Fristsetzung auf den 19.07.2013 abgemahnt und
darüber hinaus hinsichtlich des Gestanks und einer vermuteten Ver-
vvahrlosung der Wohnung abgemahnt.

Am 10.07.2013 hat ein persönliches Gespräch mit der Beklagten in
den Büroräumen der Klägerin stattgefunden. Aufgrund der Informa-
tionen aus diesem Gespräch hat die Klägerin die Beklagte mit weite-
rer schriftlicher Abmahnung vom 12.07.2013 dazu aufgefordert,
jegliche Tierhaltung in der Wohnung zu unterlassen, insbesondere
eine übermäßige Vogelhaltung sowie auch die Haltung einer Katze
und Frist zur Abschaffung der Tiere bis zum 05.08.2013 gesetzt.

Die Klägerin hat darüber hinaus weitere Fotos vom Zustand des
Treppenhauses am 31.07.2013 zu den Akten gereicht.

Mit Schreiben vom 06.08.2013 hat die Klägerin schließlich das
Mietverhältnis fristlos, hilfsweise ordentlich gekündigt. Wegen des
Inhalts des Kündigungsschreibens wird auf den Akteninhalt verwie-
sen. Mit der Klage vom 26.08.2013 sind die Kündigungen wieder-
holt worden und mit Schriftsatz vom 31.10.2013 ist die fristlose
Kündigung zudem auf eine Vermüllung und Verwahrlosung der
Wohnung gestützt worden.

Die Klägerin hat sich aufgrund eines — von ihr behaupteten — Was-
serschadens am 20.09.2013 unter Zuziehung der Polizei sowie
mehrerer Handwerker Zutritt zu der Wohnung der Beklagten ver-
schafft. Der Zustand der Wohnung ist durch zahlreiche Fotos, die
zu den Akten überreicht wurden, dokumentiert. Darüber hinaus hat
die Klägerin das zuständige Veterinäramt des Märkischen Kreises
informiert. Seitens des Veterinäramtes hat am 28.08.2013 eine
Wohnungsbesichtigung stattgefunden. Sowohl das Veterinäramt
hat über seine Wohnungsbesichtigung vom 28.08.2013 einen Ak-
tenvermerk gefertigt, als auch die Klägerin über den Zutritt zur
Wohnung am 20.09.2013. Beide Vermerke sind zu den Akten ge-
langt und diesbezüglich wird auf deren Inhalt verwiesen.

Letztlich dürfte aufgrund der eigenen Angaben der Beklagten im
Termin zur mündlichen Verhandlung wie auch aufgrund der doku-
mentierten Feststellungen bei den beiden Wohnungsbesichtigun-
gen einerseits durch die Klägerin und andererseits durch das Vete

Daraufhin erfolgte eine schriftliche Abmahnung der Beklagten mit
-

rinäramt unstreitig sein, dass die Beklagte in der nur 51 rn 2 großen
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also monatlich 339,80 Euro.

Die Klägerin hat die Beklagte schriftlich am 05.10.2012 ermahnt,
das Treppenhaus von Gegenständen, die sie dort abgestellt hatte,

22.03.2013 gemachten Fotos wurden zu den Akten gereicht.
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Wohnung einen Raum, dessen Eingangstür durch einen Holzrah-
men mit Maschendraht ersetzt wurde, komplett als Vogelvoliere
eingerichtet und dort ca. 80 Kanarienvägel und Zebrafinken, die
Nester bauten und sich unkontrolliert vermehrten, gehalten hat. Die
Klagerin hat in der mündlichen Verhandlung selbst vorgetragen, sie
habe bereits 24 Vogel an eine SteIle und weitere 26 Vogel an eine
andere SteIle abgegeben und zurzeit befänden sich nur noch etvva
30 Vogel in ihrer Wohnung.

Die Klagerin tragt dal-Ober hinaus vor, dass die Beklagte standig und
trotz der zahlreichen Abmahnungen nicht nur einen Schuhschrank,
sondern darüber hinaus zahlreiche andere Gegenstande im Trep-
penhaus gelagert habe. Darner hinaus habe sie die Wohnung völ-
lig zugemüllt und die Wohnung sei verwahrlost und — zumindest
teilweise — Wohnzwecken entzogen warden zwecks Durchführung
einer Vogelzucht.

AUS DEN GRONDEN:
Die Klage ist begründet.

Die Beklagte ist zur Raumung und Herausgabe der streitgegen-
standlichen Wohnung gernaB §§ 546, 985 BGB verpflichtet, weil
das zwischen den Parteien bestehende Mietverhaltnis durch die
fristlosen Kündigungen vom 06.08., 26.08. und 31.10.2013 wirk-
sam gemaB §§ 542 Abs. 1, 543 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 BGB
beendet warden ist.

Nach § 543 Abs. 1 BGB kann jede Vertragspartei das Mietverhaltnis
aus wichtigem Grund auBerordentlich fristlos kündigen. Ein wichti-
ger Grund liegt vor, wenn dem Kündigenden unter Berücksichti-
gung aller Umstande des Einzelfalls, insbesondere eines Verschul-
dens der Vertragsparteien, und unter Abwagung der beiderseitigen
Interessen die Fortsetzung des Mietverhältnisses bis zum Ablauf der
Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Mietver-
hältnisses nicht zugemutet werden kann.

Nach Abs. 2 der genannten Vorschrift liegt em n wichtiger Grund
insbesondere vor, wenn (2) der Mieter die Rechte des Vermie-
ters dadurch in erheblichem Mae verletzt, dass er die Mietsache
durch Vernachlassigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich
gefährdet

Nach Abs. 3 der genannten Vorschrift ist die Kündigung wegen der
Verletzung einer Pflicht aus dem Mietvertrag grds. erst nach erfolg-
losem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist
oder nach erfolgloser Abmahnung zulassig.

Nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung und der durchge-
führten Beweisaufnahme und unter Einbeziehung samtlicher wei-
terer Umstände ist das Gericht letztlich im Sinne des § 286 ZPO
davon überzeugt, dass die vorgenannten tatbestandlichen Voraus-
setzungen für eine auBerordentliche fristlose Kündigung aus wich-
tigem Grund vorliegend mehrfach gegeben sind.

Das Gericht halt die ausgesprochenen fristlosen Kündigungen sei-
tens der Klägerin fur begründet, weil die Beklagte trotz mehrfacher
Abmahnung es nicht unterlassen hat, im Treppenhaus Gegenstän-
de abzustellen und zu lagern, sie trotz Abmahnung bis heute weder
die Vogel noch die Katze aus ihrer Wohnung entfernt hat und sie
durch das Zustellen und Vermüllen der Wohnung und die damit
einhergehende Vernachlässigung in Bezug auf Belüftung und Be-
heizung eine erhebliche Gefährdung des Bestandes der Mietsache
herbeigeführt hat.

Das Gericht ist zunachst davon überzeugt, dass die Beklagte das
Treppenhaus vor ihrer Wohnungstür dazu benutzt, um dart nicht
nur einen Schuhschrank zu haben, sondern darüber hinaus zahlrei-
che Gegenstände dauerhaft abzustellen. Die dart herrschenden
Zustände sind durch die zahlreichen Fotos, die seitens der Klagerin
zu verschiedenen Terminen gemacht und zu den Akten gereicht
warden sind, bewiesen. Soweit die Beklagte vortragt, allein der
Schuhschrank würde ihr gehören, die anderen Sachen jedoch nicht,
ist dies ersichtlich gelogen. Auf den Fotos ist ohne Weiteres erkenn-
bar, dass es sich um/auf/neben dem Schuhschrank allein urn Sachen
der Beklagten handeln kann. Dass andere Mitmieter Sachen dart
an den Schuhschrank der Beklagten stellen, ist nicht nachvollzieh-
bar und völlig lebensfremd. Zu beachten ist auch, dass die Beklagte
alleinige Mieterin der obersten Etage ist und deswegen nicht der
geringste Anlass für andere Mieter besteht, dart am Schuhschrank
der Beklagten ihre Sachen abzulegen. Die Beklagte tragt hier also
bewusst wahrheitswidrig var. So ist auf der Anl. K2 ersichtlich, dass
auf dem Schuhschrank zahlreiche Sachen abgestellt sind, am
Schuhschrank zudem eine Tate mit Inhalt hängt, urn den Schuh-
schrank herum zahlreiche Schuhe abgeworfen sind und darker
hinaus em n Schirmstander mit verschiedenen darin befindlichen Sa-
chen sich dart befindet.

Auch auf der Anl. K3 und K4 ist ersichtlich, dass die Beklagte dart
am und urn den Schuhschrank herum zahlreiche Schuhe gelagert
hat, darüber hinaus Lebensmittel, Blumenerde, Katzenstreu, Ge-
trankekisten usw. Auch auf der Anl. K6 ist dieser Zustand ersicht-
li ch. Weiter ist durch die Fotos Anl. K16 a belegt, dass die Beklagte
dart vor der Dachbodentür einen Waschestander mit Trockenwa-
sche aufgestellt hat.

Nach der Z. 13 der in den Mietvertrag der Parteien einbezogenen
Hausordnung sind die Treppenhauser jedoch von Gegenständen
jeglicher Art freizuhalten. Die Beklagte hat hier durchgangig und
schwerwiegend gegen diese Bestimmung verstoBen.

Die Beklagte hat diesen Zustand auch nicht geandert, obwohl sie
bereits mit Schreiben vom 05.10.2012 seitens der Klägerin diesbe-
züglich ermahnt warden ist. Eine vveitere Anmahnung erfolgte am
14.11.2012 unter Fristsetzung. Die Frist hat die Beklagte nicht ein-
gehalten. Die Fotos vom 22.03.2013 belegen den unveranderten
Zustand. Ebenso hat die Beklagte die diesbezügliche Abmahnung
der Klägerin yam 11.04.2013 unter Fristsetzung auf den 25.04.2013
unbeachtet gelassen. In dieser dritten Aufforderung der Klagerin
das Treppenhaus frei zu raumen, wurde bereits die Kündigung an-
gedroht. Gleichwohl hat die Beklagte den Zustand nicht geandert,
wie die Fotos vom 26.04.2013 belegen.

Weiter liegen Beschwerdeschreiben der Mitmieter vom 28.05. und
13.06.2013 vor, bezogen unter anderem auch auf den Zustand des
Treppenhauses. Eine weitere Abmahnung hinsichtlich der Freirau-
mung des Treppenhauses erfolgte unter Fristsetzung am 03.07.
2013. Die Fotos vom 31.07.2013 belegen jedoch, dass die Beklagte
erneut nicht reagiert hat.

Die Beklagte ist offensichtlich unbelehrbar und in keiner Weise ge-
willt, die vertraglichen Pflichten einzuhalten. Nachdem die Klagerin
die Beklagte schriftlich mindestens viermal zur Freiraumung des
Treppenhauses Ober einen Zeitraum von fast einem Jahr aufgefor-
dert hat und die Beklagte gleichwohl in keiner Weise hierauf re-
agiert hat, sieht das Gericht in diesem Verhalten eine schwerwie-
gende Verletzung ihrer mietvertraglichen Pflichten. Das Verschulden
der Beklagten wiegt hier besonders schwer. Unter Berücksichtigung
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aller vorgenannten Umstände und unter Abwagung der beidersei-
tigen Interessen halt das Gericht schon allein aus diesem Grund die
auBerordentliche fristlose Kündigung aus wichtigem Grund gemaB
§ 543 Abs. 1 BGB fur gerechtfertigt.

Darüber hinaus sind die auBerordentlichen fristlosen Kündigungen
gemaB § 543 Abs. 1 BGB auch deswegen durchgreifend, weil die
Beklagte die Wohnung teilweise Wohnzwecken entzogen Lind zum
Zwecke einer Vogelzucht mit ca. 80 Kanarienvögeln und Zerbrafin-
ken zweckentfremdet hat.

Seitens der Klagerin wurde Vogelgezwitscher im Treppenhaus be-
reits bei den Ortsbesichtigungen am 22.03. und 26.04.2013 fest-
gestellt. Eine Feststellung in der Wohnung der Beklagten war zu
diesem Zeitpunkt noch nicht möglich, weil sich die Beklagte beharr-
lich geweigert hat, der Klagerin Zutritt zur Wohnung zu gewähren.
Die Klagerin hat die Beklagte zu mindestens vier konkret bezeich-
neten Terminen aufgefordert, ihr Zutritt zur Wohnung zu gewah-
ren. Dem ist die Beklagte pflichtwidrig nicht nachgekommen. Da-
rüber hinaus liegen schriftliche Beschwerden sämtlicher Mitmieter
(siehe oben) vor, die sich ebenfalls Ober den Vogellarm beschwert
haben. Selbst die von Beklagtenseite benannte Zeugin XXX hat
angegeben, dass der Vogellärm im Treppenhaus zu hören gewesen
sei und die Vogel standig versuchten, andere Gerausche zu überto-
nen.

Erkennbar hat die Beklagte in dem persönlichen Gesprach im BOK)
der Klagerin am 10.07.2013 dann auch mitgeteilt, dass sie mindes-
tens 40 Vogel halte, eine Vogelzucht betreibe und auch mehrere
Katzen in der Wohnung seien, denn anders erklärt sich der lnhalt
der darauf folgenden schriftlichen Abrnahnung der Klagerin vom
12.07.2013 nicht. Hierin wurde die Beklagte wegen übermaBiger
Vogelhaltung sowie wegen Haltung der Katze unter Fristsetzung
bis zum 05.08.2013 abgemahnt. Die Beklagte hat die Abrnahnung
jedoch unbeachtet gelassen.

Entgegen der Ansicht der Beklagtenseite war die Fristsetzung auch
durchaus angemessen. In einem Zeitraum vom 12.07. bis zum
05.08.2013 müsste es der Beklagten ohne VVeiteres leicht rnöglich
gewesen sein, die Tiere aus der Wohnung zu schaffen. Ersichtlich
hat sie dies aber nicht gewollt. Nach ihrem eigenen Vortrag ist sie
bis zum Tag der mündlichen Verhandlung dieser Aufforderung sei-
tens der Klagerin nicht nachgekomnnen. Die Beklagte hat in der
mündlichen Verhandlung mitgeteilt, sie habe zwar bereits 24 Vogel
und spater weitere 26 Vogel abgegeben, es seien aber nach wie vor
noch immer etwa 30 Vogel vorhanden. Auch durch die Ortsbege-
hung der Klagerin am 20.09.2013 und die Feststellung des Veteri-
naramtes vor Ort am 28.08.2013 ist festgestellt, dass die Beklagte
in einem durch eine Gittertür abgetrennten Zimmer mehr als
60 Vogel gehalten hat, die dort unkontrolliert nisteten, broteten
und sich vermehrten. Ausweislich der Feststellungen des Veteri-
naramtes wie auch der von Klagerseite vorgelegten Fotos ist dieses
Zimmer Wohnzwecken vollständig entzogen worden.

Demgegenüber vermögen die Angaben der von Beklagtenseite
zum Termin gestellten Zeugen XXX das Gericht nicht von einem
anderen Sachverhalt zu überzeugen. Der Zeuge XXX konnte Anga-
ben zum Zustand der Wohnung nur bis zum Jahr 2012 machen,
hingegen zu dem hier interessierenden Zeitraum im Jahre 2013
nichts beitragen. Die Angaben der Zeugin XXX, der Mutter der
Beklagten, sind in dem ersichtlichen Bemühen erfolgt, ihre Tochter
insoweit zu entlasten. Angesichts der Eindeutigkeit der zu den Ak-
ten gereichten Fotos vermag die Aussage der Zeugin nicht zu Ober-
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zeugen. Möglicherweise verkennt die Zeugin die Situation in glei-
cher Weise wie ihre Tochter, die Beklagte.

An dieser Stelle sei angemerkt, dass nach Überzeugung des Ge-
richts die bei der Wohnungsbesichtigung am 20.09.2013 gefertig-
ten Fotos einem Beweisverwertungsverbot nicht unterliegen. Inso-
fern kommt es auf eine Abwagung der beiderseits betroffenen
Grundrechte an. Diese Abwägung geht bier zu Gunsten der Kläge-
rin aus, weil sich die Beklagte pflichtwidrig mehrfach geweigert
hatte, der Klagerin freiwillig Zutritt zu ihrer Wohnung zu verschaf-
fen und sich angesichts dessen der Eingriff seitens der Klagerin, der
zudem nach klagerischen Vortrag durch eine Notsituation gerecht-
fertigt war, als weniger schwerwiegend darstellt.

Unstreitig ist zudem, dass die Beklagte bis heute eine Katze halt,
obwohl nach § 3 Abs. 1 des Mietvertrages der Parteien die Katzen-
haltung untersagt ist und die Klägerin die Beklagte auch zur Ab-
schaffung der Katze am 12.07.2013 abgemahnt hat unter Fristset-
zung auf den 05.08.2013.

Zwar ist die Haltung von Kleintieren wie Vögeln durch den Mieter
nicht erlaubnispflichtig. Es ist aber die Grenze des zulassigen Miet-
gebrauchs zu beachten. Das Gericht sieht im vorliegenden Fall den
zulassigen Mietgebrauch durch die Einrichtung des „Vogelzimmers"
und die darin betriebene Vogelzucht als deutlich überschritten
an. Das Zimmer wurde dem Wohngebrauch vollstandig entzo-
gen. So wurden nicht nur einige Vogel in Volieren gehalten, son-
dern das gesamte Zimmer stand den 60-80 Vogel uneingeschrankt
zur Verfügung. Aus den Feststellungen des Veterinaramtes so-
wie aus den vorgelegten Fotos ist ohne Weiteres nachvollziehbar,
dass eine ordnungsgemaBe Belüftung und insbesondere Reinigung
wie auch Beheizung unter diesen Umstanden nicht mehr möglich
ist.

Das Gericht halt eine solche Vogelhaltung in einer nur 51 m 2 groBen
Mietwohnung in einem Mehrfamilienhaus fur einen unzulassigen
Mietgebrauch, der nicht mehr innerhalb des vom Vermieter ge-
schuldeten vertragsgemaBen Gebrauchs liegt. Dabei müssen auch
die berechtigten Interessen der Mitbewohner, die sich ausweislich
der vorgelegten Beschwerdeschreiben hierdurch massiv gestört
fühlten, mit berücksichtigt werden. Die danach unter Berücksichti-
gung samtlicher Umstande vorzunehmende Abwagung führt zu
der Feststellung, dass das Halten von rund 80 frei fliegenden Vo-
geln in dieser kleinen Wohnung in einem Mehrfamilienhaus das
vertretbare MaB zulassigen Wohnungsgebrauchs überschreitet,
zumal negative Auswirkungen auf die Mietsache zu befürchten
sind, und die Klägerin nach der erfolglosen Abmahnung zur fristlo-
sen Kündigung aus diesem Grund berechtigt ist (so auch LG Karls-
ruhe, NZM 2001, 891; allg. zur Tierhaltung in Mietwohnungen:
Blank, NJW 2007, 729 ff.).

Auch die fortgesetzte Haltung der nicht erlaubten Katze, deren
Abschaffung die Klagerin unter Fristsetzung abgemahnt hat, recht-
fertigt die Kündigung.

Unter Berücksichtigung aller vorgenannter Umstande des Einzel-
falls, insbesondere des Verschuldens der Beklagten, die sich
uneinsichtig zeigt und bis heute die Vogel und die Katze nicht ab-
geschafft hat, sowie unter Abwagung der beiderseitigen Interes-
sen, wobei die Klagerseite insbesondere auch die Interessen der
weiteren Mitbewohner des Hauses einbeziehen muss, ist hier ge-
maB § 543 Abs. 1 BGB die auBerordentliche fristlose Kündigung
aus wichtigem Grund gerechtfertigt.

DWW 1112014



Rechtsprechung: Sonstiges Zivilrecht

SchlieBlich halt das Gericht die fristlose Kündigung auch gernäB
§ 543 Abs. 2 Nr. 2 BGB für gerechtfertigt, weil die Beklagte die
Rechte der Klägerin dadurch in erheblichem MaBe schwerwiegend
verletzt, dass sie die Mietsache durch Vernachlässigung der ihr ob-
liegenden Sorgfalt erheblich gefährdet.

Ausweislich der von Klägerseite vorgelegten Fotos ist die Wohnung
völlig vollgestellt und zugemüllt. Es ist kaum ersichtlich, wo man
sich dort überhaupt noch bewegen kann. Wegen der Einzelheiten
wird auf den Besichtigungsvermerk der Klägerin vom 20.09.2013,
der zu den Akten gereicht wurde, verwiesen. Auch das Veteri-
näramt hat festgestellt, dass eine ordnungsgemäBe Grundreinigung
der Wohnung nicht möglich erscheint. Die Beklagte hat sich aus-
weislich der Feststellungen des Veterinäramtes offensichtlich be-
mat, zu dem dont zuvor angekündigten Besuchstermin die Woh-
nung einigermaBen in Ordnung zu bringen. Dort wird der Eindruck
wiedergegeben, dass die Wohnung kurz vor dem Besuch gereinigt
wurde. Eine zuvor bestehende Insektenplage wurde ebenfalls fest-
gestellt. Eine gründliche Reinigung und Desinfektion des „Vogel-
zi mmers" wird als nicht durchführbar angesehen. Das „Vogelzim-
mer" wird infolge der Tierhaltung als nicht mehr bewohnbar
beurteilt.

Die von Klägerseite vorgelegten Fotos Anlage K 20 ff. sprechen fur
sich und widerlegen eindeutig die Einlassung der Beklagten, sie
habe wohl kurz vor der Aufnahme der Fotos etwas gesucht und
dadurch sei es unordentlich geworden und zudem habe sie Altklei-
dung für die Altkleidersammlung von pater Beda herausgesucht.
Aus den Fotos ist vielmehr ersichtlich, dass auch diese Einlassung
der Beklagten vorsätzlich wahrheitswidrig erfolgt. Herausgelegte
Altkleiderstapel für eine Kleidersammlung sind überhaupt nicht er-
sichtlich. Vielmehr ist die gesamte Wohnung mit allem möglichen
wie Bekleidung, Nippes, Lebensmitteln, Kartons, Papier etc. vollge-
stellt und zugemüllt. Ersichtlich wurde auch die Küche von der Be-
klagten nicht mehr benutzt, weil auch die Küche Wohnzwecken
entzogen warden ist. Die Küche diente lediglich noch als Baum für
das dart frei herumlaufende Kaninchen. Eine Benutzung der Küche
ist nach den Feststellungen des Veterinäramtes und der Klägerseite
wie auch ausweislich der Fotos unmöglich.

Aus alldem folgt zugleich, dass weder eine ordnungsgemäBe
Grundreinigung möglich ist, noch eine ausreichende Belüftung, die
bis an die Wände heranreicht, noch eine ordnungsgemäBe Behei-
zung, da die Heizkörper ebenfalls verdeckt sind. Die Beklagte selbst
hat bereits vorgetragen, in der Wohnung sei Schimmel. Dies ware
ersichtlich Folge des nicht möglichen Lüftens und Heizens sowie der
Verstellung der gesamten Fläche der Wohnung. Es besteht daher
die konkrete Gefahr des Ungezieferbefalls wie auch eines Fort-
schreitens der von Beklagtenseite behaupteten Schimmelpilzer-
scheinungen, so dass infolge dieser schuldhaften Vernachlässigung
der Mietsache die Mietwohnung in ihrem Bestand erheblich gefähr-
det ist. lnsofern bedurfte es nach § 543 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BGB auch
keiner weiteren Abmahnung seitens der Klägerin. Ersichtlich kommt
die Beklagte keinerlei Abmahnungen nach. Der Zustand der Woh-
nung rechtfertigt vielmehr die auBerordentliche fristlose Kündigung
aus wichtigem Grund, ohne diesbezüglich zuvor eine Abmahnung
als erforderlich anzusehen. Danach greifen die Kündigungen der
Klägerin durch, so dass die Beklagte zur Räumung und Herausgabe
der streitgegenständlichen Mietwohnung zu verurteilen war, wobei
die prozessualen Nebenentscheidungen auf §§ 91, 708 Nr. 7, 711
ZPO beruhen.

Mitgeteilt von RiAG Michael Sauer
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